
keiten, nach den Grundsätzen der Politik unseres 
Staates zur Landesverteidigung und zur Rechtspflege 
und nach den gemeinsamen Anstrengungen des sozia­
listischen Lagers, den Frieden in der Welt zu erhalten. 
Die Militärgerichte „verwirklichen durch ihre Tätigkeit 
Aufgaben der sozialistischen Rechtspflege in der Natio­
nalen Volksarmee und den Organen des Wehrersatz­
dienstes. Sie führen im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
den Kampf gegen die Angriffe auf die militärische 
Sicherheit und die Kampfkraft und Gefechtsbereitschaft 
dieser Organe“ (§ 2 MGO).
Die Hauptaufgabe der Militärgerichte besteht in ihrer 
Funktion, mittels der Rechtsprechung und der vorbeu­
genden Tätigkeit die Soldaten, Unteroffiziere und Offi­
ziere der Nationalen Volksarmee und der Organe des 
Wehrersatzdienstes zur strikten Einhaltung der Gesetze 
und der militärischen Disziplin und Ordnung zu erzie­
hen.
Die Militärrichter und die Militärschöffen, die selbst 
aktiv dienende Angehörige der Nationalen Volksarmee 
oder der Organe des Wehrersatzdienstes sind, kennen 
den Truppendienst, sind mit dem militärischen Leben 
vertraut und haben eine feste Verbindung zu den 
Angehörigen der Truppenteile und Dienststellen. Ihre 
politische, militärische und juristische Qualifikation 
und ihre im militärischen Leben gewonnenen Erfah­
rungen bei der sozialistischen Menschenführung sind 
die Gewähr dafür, daß die Rechtsprechung in der 
Nationalen Volksarmee und den Organen des Wehr­
ersatzdienstes von den Militärrichtern so ausgeübt wird, 
daß die von der Sozialistischen Einheitspartei Deutsch­
lands und dem Staatsrat gegebenen Grundsätze der 
sozialistischen Rechtspflege unter strikter Beachtung der 
Gesetze des militärischen Lebens voll durchgesetzt 
werden.
Die Rechtsprechung in der Armee und in den Organen 
des Wehrersatzdienstes wird durch die Einführung der 
Militärgerichtsbarkeit verständlicherweise lebensnaher, 
sachbezogener und den Bedürfnissen der Landesver­
teidigung dienlicher werden. Die Militärrichter kennen 
das militärische Leben und können die Gesellschafts­
gefährlichkeit, aber auch die Ursachen und Umstände 
einer Militärstraftat am besten beurteilen.

Die Prinzipien der Militärgerichtsbarkeit
Für die Militärgerichtsbarkeit in der DDR sind fol­
gende Prinzipien bestimmend:
1. Die Militärgerichte sind keine Sonder- oder Aus­
nahmegerichte, sondern gliedern sich als Teil des ein­
heitlichen sozialistischen Gerichtssystems völlig in die 
für die Gerichte der DDR allgemein bestehenden gesetz­
lichen Grundlagen ein. Ihre Stellung und ihre Befug­
nisse gehen nicht über die der allgemeinen Gerichte 
hinaus.
Das Oberste Gericht ist das allein zuständige Organ für 
die Leitung der Rechtsprechung in Militärstrafsachen. 
Seine Richtlinien, Beschlüsse und seine Rechtsprechung 
sind für alle Militärgerichte verbindlich.
2. Die Militärrichter und die Militärschöffen werden 
gewählt. Damit wird auch für die Militärgerichtsbar­
keit der DDR das Prinzip der Wahl der Richter und 
Schöffen als Ausdruck der sozialistischen Demokratie 
und der Stärkung der Stellung und Rolle des Kollek­
tivs in unserer Gesellschaftsordnung durchgesetzt.
Die Wahl der Militär Schöffen aktiviert die Soldaten und 
orientiert sie zugleich auf die Durchsetzung des sozia­
listischen Rechts sowie auf die Verhinderung und 
Beseitigung der Kriminalität und ihrer Ursachen und 
begünstigenden Umstände.
Die Militärschöffen werden durch die Kommandeure 
in Übereinstimmung mit den gesellschaftlichen Organi­

sationen vorgeschlagen und durch die Soldaten in den 
Truppenversammlungen gewählt. Sie besitzen das Ver­
trauen der Soldaten und Kommandeure. Durch ihre 
Rechtsprechung und vorbeugende Aufklärungstätigkeit 
unterstützen sie die Kommandeure bei der Erhöhung 
der Gefechtsbereitschaft und Stärkung der Kampf­
fähigkeit der Truppenteile und Verbände.
Die Wahl der Militärrichter und der Militärschöffen 
wird zur Stärkung cler Autorität der Militärgerichte 
beitragen. Getragen vom Vertrauen der sozialistischen 
Kollektive und der militärischen Leitungen, werden die 
Militärgerichte ihre Rechtsprechung zur vollen Durch­
setzung der der Nationalen Volksarmee und den Or­
ganen des Wehrersatzdienstes von der Partei der Ar­
beiterklasse und der Staatsmacht zur Verteidigung un­
seres Landes gestellten Aufgaben ausüben.
3. Die bei den Militärgerichten tätigen Militärrichter 
und Militärschöffen sind in ihrer Rechtsprechung unab­
hängig und nur der Verfassung und dem Gesetz unter­
worfen. Im Gegensatz zur früheren deutschen Militär­
gerichtsbarkeit sowie zu der heute noch in den meisten 
imperialistischen Armeen bestehenden Regelung ist der 
Kommandeur der Nationalen Volksarmee nicht der Ge­
richtsherr. Jedes willkürliche Eingreifen eines Kom­
mandeurs in die Rechtsprechung eines Militärgerichts 
ist von vornherein ausgeschlossen.
Die Unabhängigkeit der Militärrichter und Militär- 
schöffen in ihrer Rechtsprechung bedeutet jedoch kei­
neswegs eine Unabhängigkeit von den objektiven Ge­
setzmäßigkeiten des umfassenden Aufbaus des Sozia­
lismus, von den militärischen Bedingungen und dem 
militärischen Leben. Die Rechtsprechung der Militär­
gerichte hat unter genauer Beachtung einer einheit­
lichen Rechtsanwendung immer von der konkreten mili­
tärischen Situation und den sich daraus ergebenden Er­
fordernissen auszugehen und der Gewährleistung der 
militärischen Sicherheit und der Durchsetzung der Dis­
ziplin und Ordnung zu dienen.
Die Unabhängigkeit in der Rechtsprechung setzt ein 
hohes Staats- und Rechtsbewußtsein, ein großes Pflicht­
bewußtsein, ein umfassendes politisches, militärisches 
und fachliches Wissen und Können und eine gute 
Menschenkenntnis aller Militärrichter und Militärschöf­
fen voraus.
4. Jeder vor einem Militärgericht Angeklagte hat das 
Recht auf Verteidigung. Er kann nach Maßgabe der 
allgemeinen Bestimmungen mit der Wahrnehmung sei­
ner Verteidigung einen Rechtsanwalt beauftragen, der 
ihm genehm ist. Einen besonderen Militärstrafvertei­
diger kennt unsere Militärgerichtsbarkeit nicht.

Die Zuständigkeit der Militärgerichte
Zum System der Militärgerichtsbarkeit in der DDR ge­
hören das Kollegium für ’ Militärstraf Sachen des Ober­
sten Gerichts, die Militärobergerichte und die Militär­
gerichte. Sie werden in der Militärgerichtsordnung mit 
dem einheitlichen Begriff „Gerichte für Militärstraf­
sachen“ gekennzeichnet. Ihre allgemeine Zuständigkeit 
bestimmt sich nach § 4 MGO. Danach fallen unter die 
Militärgerichtsbarkeit der DDR:
1. Alle Militärpersonen, d. h. Soldaten, Unteroffiziere, 
Offiziere und Generale des aktiven Militärdienstes, des 
Wehrersatzdienstes und des Reservistenwehrdienstes. 
Dabei ist es unerheblich, wo und wann sie ihre Straf­
tat begangen haben.
2. Persosen, die zur Zeit der Tat Militärpersonen 
waren, es jedoch zur Zeit der Gerichtsverhandlung nicht 
mehr sind. Das werden in der Regel ehemalige Solda­
ten sein, die während ihrer Dienstzeit strafbare Hand­
lungen begangen haben, deren Aufdeckung erst später 
erfolgte, oder die im Stadium der Voruntersuchung aus 
dem Wehrdienst entlassen wurden.

365


